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Ein EU-Referendum in Frankreich? 
 

von NORBERT F. TOFALL 

 

� Beachtet werden sollte, daß der Premierminister dem Präsidenten eine Verfassungsänderung 

vorschlagen muß. 

� Da der Front National nach den Parlamentswahlen im Juni 2017 keine Mehrheit in der National-

versammlung erringen dürfte, ist selbst im Falle eines Wahlsieges von Marine Le Pen die Kohabi-

tation wahrscheinlich. 

 

Es ist in Frankreich gar nicht so einfach, ein Re-

ferendum zum Austritt aus der Europäischen 

Union auf den Weg zu bringen. Nach Artikel 88-

1 der französischen Verfassung wirkt Frankreich 

an der Europäischen Union mit und stimmt nach 

Artikel 88-2 „der Übertragung der zur Schaffung 

der europäischen Wirtschafts- und Währungs-

union erforderlichen Kompetenzen zu“. Um aus 

der EU auszutreten, muß Frankreich also seine 

Verfassung vorher ändern.  

 

Nach Artikel 89 der französischen Verfassung 

steht die „Initiative zur Änderung der Verfas-

sung (…) sowohl dem Präsidenten der Republik 

auf Vorschlag des Premierministers als auch den 

Mitgliedern des Parlaments zu. Der Änderungs-

entwurf oder –vorschlag muss den beiden 

Kammern in den (…) festgelegten Fristen ge-

prüft und im gleichen Wortlaut verabschiedet 

werden. Nach Zustimmung durch einen Volks-

entscheid ist die Verfassungsänderung endgül-

tig. Der Änderungsentwurf wird jedoch nicht 

zum Volksentscheid gebracht, wenn der Präsi-

dent der Republik beschließt, ihn dem als Kon-

gress einberufenen Parlament vorzulegen. In 

diesem Fall gilt der Änderungsentwurf nur dann 

als angenommen, wenn er eine Mehrheit von 

drei Fünfteln der abgegebenen Stimmen auf 

sich vereinigt.“  

 

Beachtet werden sollte, daß der Premierminis-

ter dem Präsidenten eine Verfassungsänderung 

vorschlagen muß. Der Präsident oder die Präsi-

dentin kann nicht vollkommen alleine die Initia-

tive ergreifen, was in Fällen der sogenannten 

Kohabitation politisch höchst relevant werden 

kann. Denn der Präsident hat dann aufgrund der 

Mehrheiten im Parlament einen Premierminis-

ter zu berufen, der nicht aus der Partei oder 

dem politischen Lager des Präsidenten stammt. 

 

Es gibt in Frankreich aber nach Art. 11 der fran-

zösischen Verfassung auch die Möglichkeit für 

Referenden, die nicht eine Verfassungsände-

rung betreffen: „Der Präsident der Republik 

kann auf Vorschlag der Regierung während der 

Sitzungsperioden oder auf gemeinsamen Vor-

schlag beider Kammern (…) jeden Gesetzent-

wurf zum Volksentscheid bringen, der die Orga-

nisation der Staatsorgane sowie Reformen der 

Wirtschafts-, Sozial und Umweltpolitik der Na-

tion und der mit deren Ausführung beauftrag-
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ten Behörden betrifft oder auf die Ermächtigung 

zur Ratifikation eines Vertrages abzielt, der, 

ohne verfassungswidrig zu sein, Auswirkungen 

auf die Tätigkeiten der Institutionen hätte.“ Ein 

Referendum zum Austritt aus der EU ist nach 

Art. 11 also nicht möglich. Strittig könnte jedoch 

werden, ob ein Austritt aus dem Euro nach Art. 

11 möglich ist und aufgrund von Art. 88-2 nur 

der Weg über Art. 89 verbleibt. Das französische 

Verfassungsgericht hätte das auf jeden Fall zu 

prüfen, zumal auch nach den EU-Verträgen ein 

Austritt aus dem Euro mit einem Austritt aus 

der EU verbunden ist. Die verfassungsrechtliche 

Prüfung eines Referendums nach Art. 11 hat in 

jedem Fall zwingend zu erfolgen und nicht nur 

auf Antragstellung oder in Streitfällen.  

 

Politisch heißt das insgesamt, daß die Ankündi-

gungen der Präsidentschaftskandidatin Marine 

Le Pen, im Falle eines Wahlsieges ein EU-Refe-

rendum durchzuführen, sich im Lichte der fran-

zösischen Verfassung sehr schnell relativieren. 

Ähnliches gilt für ein Referendum über einen 

Euro-Austritt. 

 

Erstens muß sowohl nach Art. 89 als auch nach 

Art. 11 die französische Regierung, also der 

Premierminister, dem Präsidenten einen ent-

sprechenden Vorschlag unterbreiten. Selbst für 

den Fall, daß Marine Le Pen in den Präsiden-

tenwahlen am 23. April und 7. Mai 2017 zur 

Präsidentin gewählt werden sollte, heißt das 

nicht, daß der Front National in den Parla-

mentswahlen im Juni 2017 eine Mehrheit errin-

gen wird. Zur Zeit hat der Front National 2 Sitze 

von 577 Sitzen in der Nationalversammlung. 

Derzeitige Umfragen gehen davon aus, daß der 

Front National im Juni auf 50 bis 70 Sitze kom-

men könnte. Eine Kohabitation dürfte im Falle 

eines Wahlsieges von Marine Le Pen – und der 

ist sehr unsicher – also wahrscheinlich sein. Und 

ob der Premierminister dann der Präsidentin 

einen Vorschlag für ein EU-Referendum nach 

Art. 89 oder für ein verfassungsrechtlich unsi-

cheres Euro-Referendum nach Art. 11 unterbrei-

ten wird, ist mehr als fraglich.  

 

Zweitens ist fraglich, ob der Front National über 

die derzeitigen Umfragen hinaus einen Sitzanteil 

von mindestens 20 Prozent der Parlamentssitze 

erringen kann. Für diesen Fall würde sich die 

Möglichkeit eröffnen, daß alternativ zum Pre-

mierminister diese 20 Prozent der Parlaments-

mitglieder nach Art. 11 einen Referendumsvor-

schlag über einen Euro-Austritt vorlegen. Dieser 

müßte jedoch – wie erwähnt – zwingend vom 

Verfassungsgericht geprüft werden. Offen ist, 

wie das französische Verfassungsgericht dann 

die Regelung aus den EU-Verträgen bewertet, 

daß ein Euro-Austritt automatisch mit einem 

EU-Austritt verbunden ist. Sollte das französi-

sche Verfassungsgericht zu dem Urteil kommen, 

daß aufgrund dieser Regelung in den EU-Verträ-

gen auch ein Euro-Austritt nur nach Art. 89 

möglich ist, greift wieder das Problem, daß nur 

der Premierminister einen Referendumsvor-

schlag unterbreiten kann. 

 

Drittens: Selbst wenn der Premierminister dem 

Präsidenten oder der Präsidentin einen Vor-

schlag für einen EU-Austritt nach Art. 89 vorle-

gen sollte, müssen anschließend sowohl die 

Nationalversammlung als auch der Senat dem 

Entwurf zustimmen. Daß der Front National die 

Mehrheit der 577 Sitze in der Nationalver-

sammlung bei den Wahlen in Juni erreichen 

wird, ist sehr unwahrscheinlich. Und ob ausrei-

chend andere Abgeordnete eine derartige Initia-

tive unterstützen und dem Front National zum 

Erfolg verhelfen werden, wäre ebenfalls eine 

große Überraschung. Im Senat hat der Front 

National zur Zeit auch nur zwei Sitze von 348 

Sitzen. Im September 2017 werden die Hälfte 

der Senatssitze neubesetzt. Die Aussichten für 

den Front National, seinen Sitzanteil im Senat zu 

erhöhen, ist zudem bedeutend geringer als in 
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der Nationalversammlung, in welcher der Front 

National nach den Wahlen im Juni mit 50 bis 70 

Sitzen rechnen kann. Sollten wider Erwarten 

diese beiden Hürden doch genommen werden, 

könnte der Präsident anstelle eines Referen-

dums das Parlament als (verfassungsändernden) 

Kongreß einberufen, der dann mit einer Drei-

Fünftel-Mehrheit die Verfassungsänderung be-

schließen kann. 

 

Viertens: Darüber hinaus muß ein Referendum 

über einen EU-Austritt, wenn es denn zustande 

kommen sollte, auch gewonnen werden. 

 

Insgesamt heißt das, daß Marine Le Pen und ihr 

Front National selbst für den Fall, daß Marine Le 

Pen am 7. Mai 2017 zur ersten Präsidentin der 

Republik Frankreich gewählt werden sollte, ei-

nen EU-Austritt oder einen Euro-Austritt nicht 

im Alleingang anordnen können. Das dürften 

auch die Gründe dafür sein, daß Marine Le Pen 

im Januar eine Euro-Reform im Sinne eines ECU 

mit großen Schwankungsbreiten zwischen den 

nationalen Währungen ins Gespräch gebracht 

hat. Da einer derartigen Reform die anderen 

Europäer jedoch zustimmen müßten, kann die-

ser Vorschlag nur als Zurückrudern oder als Of-

fenhalten von Hintertürchen bezeichnet wer-

den.  

 

Wahrscheinlicher scheint im Moment ohnehin 

zu sein, daß sich der EU-freundliche Emmanuel 

Macron in der Stichwahl am 7. Mai 2017 durch-

setzen wird, was aber auch nicht sicher ist. 

Denn offen ist, ob die enttäuschten konservati-

ven Anhänger von Francois Fillon ihrer Hoffnung 

aus dem Herbst 2016 doch die Treue halten und 

ihn in die Stichwahl führen oder ob sie Macron 

oder Le Pen am 25. April oder spätestens am 7. 

Mai ihre Stimmen geben werden. 
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